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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


3 Nr. 37. Parse: ann 


(Nr. 8665.) Verordnung, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung 
von Geldbeträgen. Vom 7. September 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen in Gemäßheit des $. 14 des Ausführungsgeſetzes zur Deutſchen Civil⸗ 
prozeßordnung vom 24. März 1879 (Geſetz-Samml. S. 281), was folgt: 


b. 1. 
Die Zwangsvollſtreckung ri aller derjenigen it welche nach I. Allgemeine Ber 
den beſtehenden Vorſchriften auf Grund einer Entſcheidung oder Anordnung der Mrmungen. 
uſtändigen Verwaltungsbehörde, eines Verwaltungsgerichts, einer Auseinander- 
| ſehungs örde oder eines ſolchen Inſtituts einzuziehen ſind, dem die Befugniß 
ur Zwangsvollſtreckung zuſteht, erfolgt ausſchließlich nach den Vorſchriften dieſer 


erordnung. 

Die beſtehenden Beſtimmungen darüber, welche Abgaben, Gefälle und fon- 

| ſtigen Geldbeträge der Beitreibung im Verwaltun szwangsverfahren unterliegen, 
werden durch die gegenwärtige Verordnung nicht berührt. 


5 

Ueber die Verbindlichkeit zur Entrichtung der geforderten Geldbeträge findet 
der Rechtsweg, ſofern derſelbe nach den in den einzelnen Landestheilen hierüber 
beſtehenden Beſtimmungen bisher zuläſſig war, auch ferner ſtatt. 

Wegen vermeintlicher Mängel des Zwangsverfahrens, dieſelben mögen die 
Form der Anordnung oder die der Ausführung oder die Frage betreffen, ob die 
n Sachen zu den pfändbaren gehören, iſt dagegen, unbeſchadet der beſon⸗ 
eren Vorſchriften über die Rechtsmittel im Falle der zwangsweiſen Ausführung 
polizeilicher Verfügungen, nur die Beſchwerde bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
des Beamten zuläſſig, deſſen Verfahren angefochten wird. 


$. 3. 
Diejenigen Behörden oder Beamten, welchen die Einziehung der der Bei— 


treibung im Verwaltungszwangsverfahren unterliegenden Geldbeträge zuſteht, 
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Ausgegeben zu Berlin den 16. September 1879. 
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bilden die zur Anordnung und Leitung des Zwangsverfahrens zuſtändigen Voll⸗ 
ſtreckungsbehörden. Auf die Beamten der Korporationen, welche nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften zur eigenen Zwangsvollſtreckung nicht berechtigt ſind, findet 
dieſe Beſtimmung nicht Anwendung. 

Die Stra vollſtreckungsbehör e, welcher die Singiehung einer gerichtlich 
erkannten Geldſtrafe obliegt, iſt zugleich wol en ehörde für die mit der 
Einziehung der Strafe verbundene Beitreibung der Koſten. Dieſe Beitreibung 
5 11 nach den Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung. 

Fehlt es an einer nach den vorſtehenden Vorſchriften zuſtändigen Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde, fo hat die Bezirksregierung (Landdroſtei, Polheipraſtdium in 
Berlin) eine ſolche zu beſtimmen. 

Den zuſtändigen höheren Verwaltungs⸗ und den Auffichtsbehörden iſt es 
geſtattet, die Funktionen der Vollſtreckungsbehörde ſelbſt zu übernehmen. 


$. 4. 


Muß eine Vollſtreckungsmaßregel außerhalb des Geſchäftsbezirks der Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde Ki Ausführung gebracht werden, jo hat die entſprechende Be⸗ 
hörde desjenigen Bezirks, in welchem die Ausführung erfolgen ſoll, auf Erſuchen 
der Vollſtreckungsbehörde das Zwangsverfahren auszuführen. Inſoweit von der 
erſuchten Behörde die Pfändung körperlicher Sachen und deren Verſteigerung 
ausgeführt wird, tritt dieſe an die Stelle der Vollſtreckungsbehörde. 


F. 5. 


Die . hat das Zwangsverfahren durch die ihr bei⸗ 
egebenen Vollziehungsbeamten oder durch diejenigen Beamten, deren ſie ſich als 
0 cher zu bedienen hat, auszuführen. 
Fehlt es derſelben an ſolchen Beamten, ſo kann die Bezirksregierung (Land⸗ 
droſtei, Polizeipräſidium in Berlin) eine andere Vollſtreckungsbehörde beſtimmen. 
Die Vollziehungsbeamten müſſen eidlich verpflichtet werden. 
Die Ausführung einer Zwangsvollſtreckung kann einem Gerichtsvollzieher 
übertragen werden. Dieſer hat 55 den für gerichtliche Zwangsvollſtreckungen 
beſtehenden Vorſchriften zu verfahren. 


F. 6. 

Der Zwangsvollſtreckung ſoll in der Regel eine Mahnung des Schuldners 
mit dreitägiger Zahlungsfriſt vorhergehen. In Betreff der Gerichtskoſten vertritt 
die Mittheilung der Koſtenrechnung die Stelle der Mahnung. Bei der Aus⸗ 
führung der Mahnung finden die Vorſchriften der $$- 8, 12 bis 18 keine An⸗ 
wendung. 87 


Gegen eine dem aktiven 5 oder der aktiven Marine angehörende Militär⸗ 
perſon darf die Zwangsvollſtreckung erſt beginnen nachdem von derſelben die vor— 
eſetzte Militärbehörde Anzeige erhalten hat. Der Vollſtreckungsbehörde iſt auf 
8 der Empfang der Anzeige zu beſcheinigen. 


En lin „ ² AA ET EN DR NEE 
eg | | 
Soll die Zwangsvollſtreckung gegen eine dem aktiven Heere oder der aktiven 
Marine angehörende Perſon des Soldatenſtandes in Kaſernen und anderen 
militäriſchen Dienſtgebäuden oder auf Kriegsfahrzeugen erfolgen, jo hat die Voll- 
ſtreckungsbehörde die zuſtändige Militärbehörde um die e e zu 
erſuchen. Die gepfändeten Gegenſtände ſind dem von der Vollſtreckungsbehörde 
bezeichneten Beamten zu übergeben. 


“ 


. 8. 


Die in dem Zwangsverfahren erforderlichen Zuſtellungen erfolgen durch die 
Vollziehungsbeamten oder durch die Poſt. 


$. 9. 

Die Zuſtellungen für nicht prozeßfähige Perſonen erfolgen für dieſelben an 

deren geſetzliche Vertreter. 
ei Behörden, Gemeinden und Korporationen, ſowie bei Perſonenvereinen, 

welche als ſolche klagen und verklagt werden können, genügt die Zuſtellung an 
die Vorſteher. 

Bei mehreren geſetzlichen Vertretern, ſowie bei mehreren Vorſtehern genügt 
die Zuſtellung an einen derſelben. 


K. 10. 


Die Zuſtellung für einen Unteroffizier oder einen Gemeinen des aktiven 
8 oder der aktiven Marine erfolgt an den Chef der zunächſt vorgeſetzten 
ommandobehörde (Chef der Kompagnie, Eskadron, Batterie u. ſ. w.). 


§. 11. 


Die Zuſtellung kann an den Bevollmächtigten und, wenn dieſelbe durch 
den Betrieb eines Handelsgewerbes veranlaßt iſt, an den Prokuriſten erfolgen. 


. 12. 


Für die Ausführung der Zuſtellungen gelten die in den §§. 165 bis 170 
der Deutſchen Civilprozeßordnung gegebenen Vorſchriften. Im Falle des $. 167 
findet jedoch die Niederlegung des zu übergebenden Schriftſtückes nur bei der 
Ortsbehörde oder bei der Poſtanſtalt des Zuſtellungsortes ſtatt. 


H. 13. 


An Sonntagen und allgemeinen Feiertagen darf eine Zuſtellung nur mit 
Erlaubniß der Vollſtreckungsbehörde erfolgen; die Verfügung, durch . die Er⸗ 
laubniß ertheilt wird, iſt bei der Zuftellung auf Erfordern vorzuzeigen. Eine 
Zuſtellung, bei welcher dieſe Beſtimmungen nicht beobachtet find, iſt gültig, wenn 
die Annahme nicht verweigert iſt. 

(Nr. 8665.) 90* 


7 Dr 
— 594 — 
$. 14. 


Ueber die Zuſtellung iſt eine Urkunde aufzunehmen; dieſelbe muß enthalten: 

1) Ort und Zeit der Zuſtellung; 

2) die Bezeichnung des zuzuſtellenden Schriftſtückes; 

3) die Bezeichnung der Perſon, an welche zugeſtellt werden ſoll; 

4) die Bezeichnung der Perſon, welcher zugeſtellt iſt; in den Fällen de 

f 8 169, 168 969 Ra ae AR die ande des 
rundes, durch welchen die Zuſtellung an die bezeichnete Perſon gerecht⸗ 
fertigt wird; wenn nach $. 167 a. a. O. verfahren iſt, die Bemerkung, 
wie die darin enthaltenen Vorſchriften nach Maßgabe des F. 12 dieſer 
Verordnung befolgt find; 

5) im Falle der Verweigerung der Annahme die Erwähnung, daß die 
Annahme verweigert und das zu übergebende Schriftſtück am Orte der 
Zuſtellung zurückgelaſſen iſt; 

6) die Bemerkung, daß das zuzuſtellende Schriftſtück übergeben iſt; 

7) die Unterſchrift des die Zuſtellung vollziehenden Beamten. 


. 15. 


Wird durch die Poſt zugeſtellt, ſo hat die Vollſtreckungsbehörde einen durch 
ihr Dienſtſiegel verſchloſſenen, mit der Adreſſe der Perſon, an welche zugeſtellt 
werden ſoll, verſehenen und mit einer Geſchäftsnummer bezeichneten Briefumſchlag, 
in welchem das zuzuſtellende Schriftſtück enthalten iſt, der Poſt mit dem Erſuchen 
zu übergeben, die Zuſtellung einem Poſtboten des Beſtimmungsortes aufzutragen. 
Daß die Uebergabe in der bezeichneten Art geſchehen, iſt von der Vollſtreckungs⸗ 
behörde oder dem Vollziehungsbeamten zu beſcheinigen. 5 


$. 16. 


Die Zuſtellung durch den Poſtboten erfolgt in Gemäßheit der Beſtim⸗ 
mungen des F. 12. Ueber die Zuſtellung iſt von dem Poſtboten eine Urkunde 
aufzunehmen, welche den Beſtimmungen des $. 14 Nr. 1, 3 bis 5, 7 entſprechen 
und die Uebergabe des ſeinem Verſchluſse, feiner Adreſſe und feiner Gejchäfts- 
nummer nach bezeichneten Briefumſchlages bezeugen muß. 

Die Urkunde iſt von dem Poſtboten der Poſtanſtalt und von dieſer der 
Vollſtreckungsbehörde zu überliefern. 


$. 17. 
In den Fällen der $$. 182 bis 184 der Deutſchen Civilprozeßordnung erfolgt 
die Zuſtellung in der dort 1 Weiſe. g 
Eine in einem anderen Deutſchen Staate zu bewirkende Zuſtellung erfolgt 
mittelſt Erſuchens der zuſtändigen Behörde deſſelben. 
Die Buftellung wird durch das ſchriftliche Zeugniß der erſuchten Behörden 
oder Beamten, daß die Zuſtellung erfolgt ſei, nachgewieſen. 
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$. 18. 


Iſt der Aufenthalt des Schuldners unbekannt, ſo kann die Zuſtellung an 
denſelben durch Anheftung des zuzuſtellenden Schriftſtückes an der zu Aushängen 
der Vollſtreckungsbehörde beſtimmten Stelle erfolgen. Die Zuſtellung gilt als 
bewirkt, wenn Bit der Anheftung zwei Wochen verftrichen find. Auf die Gül⸗ 
tigkeit der Zuſtellung hat es keinen Einfluß, wenn das Schriftſtück von dem Ort 
der Anheftung zu früh entfernt wird. 

Dieſe Art der Zuſtellung iſt auch dann zuläſſig, wenn bei einer in einem 
anderen Deutſchen Staate oder im Auslande zu bewirkenden Zuſtellung die Be⸗ 
folgung der für dieſe beſtehenden Vorſchriften unausführbar iſt oder keinen Er⸗ 
folg verſpricht. 8 10 


Dem Schuldner und Dritten gegenüber wird der Vollziehungsbeamte zur 
Vornahme der Zwangsvollſtreckung durch den ihm ertheilten und auf Verlangen 
einer betheiligten Perſon vorzuzeigenden ſchriftlichen Auftrag der Vollſtreckungs⸗ 
behörde ermächtigt. 

§. 20. 


Der u. sbeamte hat die im $. 678 mit Ausnahme des Schluß⸗ 
ſatzes, ſowie in den N 679, 682 der Deutſchen Civilprozeßordnung dem Gerichts- 
vollzieher beigelegten Rechte und Pflichten. 

Die Beſtimmungen des F. 681 a. a. O. finden mit der Maßgabe Anwen⸗ 
dung, daß die Ortspolizeibehörde für die Ertheilung der Erlaubniß zur Vornahme 
einer Vollſtreckungshandlung zuſtändig iſt. 


$. 21. 

Die Aufforderungen und ſonſtigen Mittheilungen, welche zu den Voll— 
ſtreckungshandlungen gehören, find von dem Vollziehungsbeamten mündlich zu 
erlaſſen und voll 1 in das Protokoll aufzunehmen. 

Kann die mündliche Ausführung nicht erfolgen, ſo hat die Vollſtreckungs⸗ 
behörde Demjenigen, an welchen die Aufforderung oder Mittheilung zu richten 
iſt, eine Abſchrift des Protokolls zuſtellen zu laſſen. 

N22. 

Eine Zwangsvollſtreckung, welche zur Zeit des Todes des Schuldners gegen 
dieſen bereits begonnen hatte, wird in den Nachlaß deſſelben fortgeſetzt. 

Iſt in dieſem Falle die Zuziehung des Schuldners bei einer Vollſtreckungs⸗ 
handlung nöthig oder iſt der Schuldner vor Beginn der Zwangsvollſtreckung ge⸗ 
ſtorben, ſo hat bei ruhender Erbſchaft, oder wenn der Erbe oder deſſen Aufenthalt 
unbekannt iſt, das zuſtändige Nachlaßgericht auf 1 der Vollſtreckungsbehörde 
dem Nachlaſſe oder dem Erben einen Pfleger zu beftellen. 

$. 23. 

Die Koſten der Mahnung und der Zwangsvollſtreckung fallen dem Schuldner 

jur Laftz fie find zugleich mit dem zur Zwangsvollſtreckung ſtehenden Anſpruche 
eizutreiben. 
(Nr. 8665.) 


II. Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das be⸗ 
wegliche Vermögen. 

A. Allgemeine 
Beſtimmungen. 


— — 
$. 24. 


Die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen erfolgt durch Pfän⸗ 
dung. Sie darf nicht weiter ausgedehnt werden, als zur Deckung der beizu⸗ 
treibenden Geldbeträge und der Koſten der Zwangsvollſtreckung erforderlich iſt. 

Die Pfändung hat zu unterbleiben, wenn ſich von der Verwerthung der 
zu pfändenden Gegenſtände ein Ueberſchuß über die Koſten der Zwangsvollſtreckung 
nicht erwarten läßt. 8 25 


Gegen die Pfändung kann ſich der Schuldner nur ſchützen, wenn derſelbe 
entweder eine Friſtbewilligung vorzeigt oder die vollſtändige Berichtigung des beizu⸗ 
treibenden Geldbetrages durch Quittung oder durch Vorlegung eines Poſtſcheines 
nachweiſt, aus welchem ſich ergiebt, daß der beizutreibende Geldbetrag an die für 
die Einziehung zuſtändige Stelle eingezahlt iſt. 

Zur aner von Geld . iſt der Vollziehungsbeamte nur nach 
Maßgabe des ihm ertheilten ſchriftlichen Auftrags ermächtigt. 


$. 26. 


Behauptet ein Dritter, daß ihm an dem gepfändeten Gegenſtande ein die 
Veräußerung hinderndes Recht zuſtehe, ſo iſt der Widerſpruch gegen die Pfän⸗ 
dung erforderlichenfalls im Wege der Klage geltend zu machen. 

Auf die Einſtellung weiterer und die Aufhebung bereits erfolgter Voll⸗ 
ſtreckungsmaßregeln finden die Vorſchriften der $$. 688, 689 der Deutſchen Civil⸗ 
prozeßordnung Anwendung. i 

Der Pfändung einer Sache kann ein Dritter, welcher ſich nicht im Beſitze 
der Sache befindet, auf Grund eines Pfand- oder Vorzugsrechtes nicht wider⸗ 
ſprechen; er kann jedoch ſeinen Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem 
Erlöſe im Wege der Klage geltend machen, ohne Rückſicht darauf, ob feine For⸗ 
derung fällig iſt oder nicht. 

In den in den Abſätzen 1 und 3 W Fällen iſt die Klage aus⸗ 
ſchließlich bei dem Gerichte zu erheben, in deſſen Bezirke die Pfändung erfolgt 
iſt. Wird die Klage gegen Denjenigen, für deſſen Rechnung die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ſtattfindet und den Schuldner gerichtet, ſo ſind dieſe als Streitgenoſſen 
anzuſehen. 

§. 27. 

Hat die Pfändung zu einer vollſtändigen Deckung der beizutreibenden Geld- 
beträge nicht geführt oder wird glaubhaft gemacht, daß durch Pfändung eine voll- 
ſtändige Deckung nicht I erlangen fei, fo ift der Schuldner auf Antrag der für 
die Einziehung des Geldbetrages 75 en Stelle verpflichtet, ein Verzeichniß 
ſeines Vermögens vorzulegen, in Betreff ſeiner Forderungen den Grund und die 
Beweismittel zu e ſowie den Offenbarungseid dahin zu leiſten: 

daß er fein Vermögen vollſtändig angegeben und wiſſentlich nichts ver— 
ſchwiegen habe. N 

Für die Abnahme des Offenbarungseides iſt das Amtsgericht zuſtändig, in 

deſſen Bezirk der Schuldner ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines ſolchen 


| 
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feinen Aufenthaltsort hat; für das Verfahren gelten die Vorſchriften der $$. 781 
bis 795 der Deutſchen Civilprozeßordnung; jedoch iſt die Vorauszahlung der Ver⸗ 
pflegungskoſten nicht en wenn die ag des Offenbarungseides wegen 
ſolcher Geldbeträge beantragt iſt, welche an den Staat zu entrichten ſind. 


. 28. 


Die Pfändung der im Gewahrſam des Schuldners befindlichen körperlichen B. Zwangsvoll, 
Sachen wird dadurch bewirkt, daß der N ante dieſelben in Beſitz nimmt. Sachen Ir erte 
Werden die Sachen im Gewahrſam des Schuldners belaſſen, ſo iſt durch 
Anlegung von Siegeln oder auf ſonſtige Weiſe die Pfändung erſichtlich zu machen. 
Der Vollziehungsbeamte hat den Schuldner von der geſchehenen Pfändung 
in Kenntniß zu ſetzen. 829 


Die vorſtehenden Beſtimmungen finden entſprechende Anwendung auf die 
Pfändung von Sachen, welche ſich im Gewahrſam eines zur Herausgabe bereiten 
Dritten befinden. 

$. 30. 


Früchte können, auch bevor ſie von dem Boden getrennt ſind, gepfändet 
werden. Die Pfändung darf nicht früher als einen Monat vor der gewöhn— 
lichen Zeit der Reife en 8. 31 


Die in dem $. 715 der Deutſchen Civilprozeßordnung bezeichneten Sachen 
ſind der Pfändung nicht unterworfen. 


$. 32. 

Die gepfändeten Sachen ſind auf ſchriftliche Anordnung der Vollſtreckungs⸗ 
behörde, und zwar in der Regel durch den Vollziehungsbeamten öffentlich zu 
verfteigern; Koſtbarkeiten find vor der Verſteigerung durch einen Sachverſtändigen 
abzuſchätzen. Gepfändetes Geld hat der Vollziehungsbeamte an die Vollſtreckungs⸗ 
Behörde abzuliefern; die Wegnahme des Geldes durch den Vollziehungsbeamten 
gilt als Zahlung von Seiten des Schuldners. 


§. 33. 


Die Verſteigerung der gepfändeten Sachen darf nicht vor Ablauf einer 
Woche ſeit dem Tage der Pfändung geſchehen, ſofern nicht der Schuldner lch 
mit einer früheren Verſteigerung einverſtanden erklärt oder dieſelbe erforderli 
iſt, um die Gefahr einer beträchtlichen Werthverringerung der zu verſteigernden 
Sache abzuwenden oder um umverhältnißmäßige Koſten einer längeren Auf⸗ 
bewahrung zu vermeiden. 

Die Verſteigerung erfolgt in der Gemeinde, in welcher die Pfändung ge- 
ſchehen iſt. Zeit und Ort der Verſteigerung ſind unter allgemeiner Bezeichnung 
der zu verſteigernden Sachen öffentlich bekannt zu machen. Auf Erſuchen der 
Vollſtreckungsbehörde iſt der Ortsvorſteher verpflichtet, der Verſteigerung bei⸗ 
zuwohnen oder einen Gemeinde- oder Polizeibeamten mit der Beiwohnung zu 
beauftragen. 

(Nr, 8665.) 
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Die Vorſchriften des F. 25 finden auf die Verſteigerung entſprechende 
Anwendung. 931 


Bei der Verſteigerung iſt nach den Vorſchriften der $$. 718, 719 der 
Deutſchen Civilprozeßordnung zu verfahren. 

Die Empfangnahme des Erlöſes durch den verſteigernden Beamten gilt als 
Zahlung von Seiten des Schuldners. 


$. 35. 


Gold- und Silberſachen dürfen nicht unter ihrem Gold- oder Silberwerthe 
ugefchlagen werden. Wird ein den Zuſchlag geſtattendes Gebot nicht abgegeben, 
5 kann der Verkauf aus freier Hand zu dem Preiſe bewirkt werden, welcher 
en Gold- oder Silberwerth erreicht. 


$. 36. 


Gepfändete Werthpapiere ſind, wenn fie einen Börfen- oder Marktpreis 
haben, aus freier Hand zum Tageskurſe zu verkaufen und, wenn ſie einen ſolchen 
Preis nicht haben, nach den allgemeinen Beſtimmungen zu verſteigern. 


$. 37. 


Die Verfteigerung gepfändeter, von dem Boden noch nicht getrennter 
Früchte iſt erſt nach der Neiße zuläſſig. Sie kann vor oder nach der rennung 
der Früchte erfolgen; im letzteren Falle hat der Vollziehungsbeamte die Aberntung 
bewirken zu laſſen. 

§. 38. 


Lautet ein gepfändetes Werthpapier auf Namen oder iſt ein „gehländetes 
Inhaberpapier er: Einſchreibung auf den Namen oder in anderer Weife 72 
Kurs geſetzt, ſo iſt die Vollſtreckungsbehörde berechtigt, die a 
Namen des Käufers, bezw. die iederinkursſetzung zu erwirken und die hierzu 
erforderlichen Erklärungen an Stelle des Schuldners abzugeben. 


$. 39. 


Auf Antrag des Schuldners oder aus beſonderen Zweckmäßigkeitsgründen 
kann die Vollſtreckungsbehörde anordnen, daß die Verwerthung einer gepfändeten 
Sache in anderer Weiſe oder an einem anderen Orte, als in den vorſtehenden 
Paragraphen beſtimmt iſt, ſtattzufinden habe oder daß die Verſteigerung durch 
eine andere Perſon, als den Vollziehungsbeamten vorzunehmen ſei. 


$. 40. 


Die Pfändung bereits gepfändeter Sachen wird durch die in das Protokoll 
aufzunehmende Erklärung des Vollziehungsbeamten, daß er die Sachen zur Deckung 
der ihrer Art und Höhe nach zu bezeichnenden Geldbeträge pfände, bewirkt. Der 
Schuldner iſt von der weiteren Pfändung in Kenntniß zu ſetzen. 


c een , ae 
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Iſt die frühere Pfändung im Auftrage einer anderen . 
oder durch einen Gerichtsvollzieher erfolgt, ſo iſt dieſer Vollſtreckungsbehörde bezw. 
dem Gerichtsvollzieher eine Abſchrift des Protokolls zuzuſtellen. 

Eine entſprechende Verpflichtung hat der Gerichtsvollzieher, welcher im 
ie der gerichtlichen Zwangsvollſtreckung eine bereits im Auftrage einer Voll- 
ſtreckungsbehörde gepfändete Sache pfändet. 


$. 4. 


Wenn eine mehrfache Pfändung deſſelben Gegenſtandes im Auftrage ver- 
ſchiedener Vollſtreckungsbehörden oder im Auftrage einer Vollſtreckungs behörde 
und durch Gerichtsvollzieher ſtattgefunden hat, ſo 8 ausſchließlich die erſte 
Pfändung die Zuſtändigkeit zur Ausführung der Verſteigerung. 

Die e erfolgt für alle betheiligten Gläubiger auf Betreiben 
eines Jeden derſelben. 

Die Vertheilung des Erlöſes erfolgt nach der Reihenfolge der Pfändungen 
oder, falls die ſämmtlichen Betheiligten über die Vertheilung einverſtanden ſind, 
nach der getroffenen Vereinbarung. 

Iſt der Erlös zur Deckung der Forderungen nicht ausreichend und ver⸗ 
langt der Gläubiger, für welchen die zweite oder eine ſpätere Pfändung erfolgt 
iſt, ohne Zuſtimmung der übrigen betheiligten Gläubiger eine andere Vertheilung 
als nach der Reihenfolge der Pfändungen „ſo iſt die Sachlage unter Hinterlegung 
des Erlöſes demjenigen Amtsgerichte, in deſſen Bezirk die Pfändung ſtattgefunden 
hat, gange hei Dieſer Anzeige ſind die auf das Verfahren fi beziehenden 
Schriftſtücke beizufügen. Die Vertheilung erfolgt nach Maßgabe der Vorſchriften 
der $$. 759 bis 768 der Deutſchen Civilprozeßordnung. 

In gleicher Weiſe iſt zu verfahren, wenn die Pfändung für mehrere 
Gläubiger gleichzeitig bewirkt iſt. 


$. 42. 


Soll eine Geldforderung gepfändet werden, fo hat die Vollſtreckungsbehörde 0. Zwangsroll 
durch ſchriftliche Verfügung dem Drittſchuldner zu verbieten, an den Schuldner l 
zu zahlen. 4 = mögensrechte. 

b Zugleich hat die Vollſtreckungsbehörde an den Schuldner durch ſchriftliche 
Verfügung das Gebot zu erlaſſen, ſich jeder Verfügung über die Forderung, 
insbeſondere der Einziehung derſelben, zu enthalten. 

Mit der Zuſtellung der Verfügung an den Drittſchuldner iſt die Pfändun 

als bewirkt anzuſehen. Von dieſer Zuſtellung iſt der Schuldner in Kenntniß 


ne F. 43. 


Die Pfändung von Forderungen aus Wechſeln und anderen Papieren, 
welche durch Indoſſament übertragen werden können, wird dadurch bewirkt, daß 
der Vollziehungsbeamte dieſe Papiere in Beſitz nimmt. 


$. 44. 


Die gepfändete ee iſt Demjenigen, für deſſen Rechnung die 
Zwangsvollſtreckung erfolgt, durch die Vollſtreckungsbehörden zur Einziehung zu 
Geſ. Samml. 1879. (Nr. 8665.) 91 
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überweiſen; dieſelbe hat beglaubigte Abſchriften der Verfügung dem Schuldner 
und dem Drittſchuldner zuſtellen zu laſſen. 


$. 45. 


Die Ueberweiſung erſetzt die förmlichen Erklärungen des Schuldners, von 
welchen nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts die Berechtigung zur Ein- 
ziehung der Forderung abhängig iſt. Bei Pfändung einer in einem Grund- oder 
Hypothekenbuche eingetragenen Forderung oder Berechtigung findet außerdem der 
$. 16 des Ausführungsgeſetzes zur Deutſchen Civilprozeßordnung vom 24. März 
1879 (Geſetz-Samml. S. 281) Anwendung. 

Der Schuldner iſt verpflichtet, die über die Forderung vorhandenen Urkunden 
herauszugeben. Im Weigerungsfalle find dieſelben auf Anordnung der Voll- 
ſtreckungsbehörde dem Schuldner durch den Vollziehungsbeamten wegzunehmen. 

erden die herauszugebenden Urkunden nicht vorgefunden, ſo kann von 
dem Schuldner die Ableiſtung des Offenbarungseides dahin, 
daß er die Urkunden nicht beſitze, auch nicht wiſſe, wo dieſelben ſich 
befinden, 
gefordert werden. 

Das Gericht kann eine der Lage der Sache entſprechende Aenderung der 
vorſtehenden Eidesnorm beſchließen. 

Für die Zuſtändigkeit des Gerichts und das Verfahren finden die Vor— 
ſchriften des $. 27 entſprechende Anwendung. 

Befindet ſich eine herauszugebende Urkunde im Gewahrſam eines Dritten, 
fo iſt Demjenigen, für deſſen Rechnung die Zwangsvollſtreckung erfolgt, der An- 
ſpruch des Schulbners auf Herausgabe derſelben nach Maßgabe des §. 44 zu 
überweiſen. 

$. 46. 

Auf Verlangen des Gläubigers hat der Drittſchuldner binnen zwei Wochen, 
von der Zuſtellung der im $. 42 Abſ. 1 bezeichneten Verfügung an gerechnet, 
dem Gläubiger zu erklären: 

1) ob und inwieweit er die Forderung als begründet anerkenne und Zah— 

lung zu leiſten bereit ſei; 

2) ob und welche Anſprüche andere Perſonen an die Forderung machen; 

3) ob und wegen welcher Anſprüche die Forderung bereits für andere 

Gläubiger gepfändet ſei. 

Die Aufforderung zur Abgabe dieſer Erklärungen kann in die vorgedachte 
Verfügung aufgenommen werden. Der Drittſchuldner haftet dem Gläubiger für 
den aus der Nichterfüllung ſeiner Verpflichtung entſtehenden Schaden. 

Die Beſtimmungen der $$. 740 bis 742 der Deutſchen Civilprozeßordnung 
finden Anwendung. 88 


Schon vor der Pfändung kann die für die Einziehung zuſtändige Stelle 
durch die Vollſtreckungsbehörde dem Drittſchuldner und dem Schuldner die 
Benachrichtigung, daß die Pfändung bevorſtehe, zuſtellen laſſen mit der Auffor- 


EB or 


derung an den Drittſchuldner, rufe an den Schuldner zu zahlen, und mit der 
Aufforderung an den Schuldner, ſich jeder Verfügung über die Forderung, ins⸗ 
beſondere der Einziehung derſelben, zu enthalten. 

Die Benachrichtigung an den Drittſchuldner hat die Wirkung eines Arreſtes 
($. 810 der Deutſchen Civilprozeßordnung), ſofern die Pfändung der orderung 
innerhalb drei Wochen bewirkt wird. Die Friſt beginnt mit dem Tage, an 
welchem die Benachrichtigung zugeſtellt iſt. 


$. 48. 
Die Zwangsvollſtreckung in Anſprüche, welche die Herausgabe oder Leiſtung 
körperlicher Sachen 5 Gegenſtande haben, erfolgt nach den Vorſchriften der 
$$. 42 bis 47 unter Berückſichtigung der nachſtehenden Beſtimmungen. 


F. 49. 

Bei der Pfändung eines Anſpruches, welcher eine bewegliche körperliche 
Sache betrifft, hat die Vollſtreckungsbehörde anzuordnen, daß die Sache an den 
zu bezeichnenden Vollziehungsbeamten herauszugeben ſei. 

Auf die Verwerthung der Sache finden die Vorſchriften über die Ver⸗ 
werthung gepfändeter Sachen Anwendung. 


§. 50. 

Bei Pfändung eines Anſpruches, welcher eine unbewegliche Sache betrifft, 
hat die Vollſtreckungsbehörde anzuordnen, daß die Sache an einen auf ihren 
ae l. Amtsgerichte der belegenen Sache zu beſtellenden Sequeſter heraus— 
zugeben ſei. 

P Die Zwangsvollſtreckung in die herausgegebene Sache wird nach den für 
die Zwangsvollſtreckung in unbewegliche Sachen geltenden Vorſchriften bewirkt. 

Bei Pfändung eines Anspruches, welcher die Uebertragung des Eigenthums 
einer unbeweglichen Sache zum Gegenſtande hat, findet außerdem der $. 17 des 
Ausführungsgeſetzes zur Deutschen Civilprozeßordnung vom 24. März 1879 
(Geſetz-Samml. S. 281) Anwendung. 


51. 

Der Pfändung ſind nicht unterworfen: 

1) die auf geſetzlicher Vorſchrift beruhenden Alimentenforderungen; 

2) die fortlaufenden Einkünfte, welche ein Schuldner aus Stiftungen oder 
ſonſt auf Grund der Fürſorge und Freigebigkeit eines Dritten bezieht, 
inſoweit der Schuldner zur Beſtreitung des nothdürftigen Unterhalts 
für ſich, ſeine Ehefrau und feine noch unverforgten Kinder dieſer Ein⸗ 
künfte bedarf; 

3) die aus Kranken, Hülfs⸗ oder Sterbekaſſen, insbeſondere aus Knapp⸗ 
ſchaftskaſſn und Kaſſen der Knappſchaftsvereine zu beziehenden 
Hebungen; 

4) der Sold und die Invalidenpenſion der Unteroffiziere und der Soldaten; 
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5) das Dienſteinkommen der Militärperſonen, welche zu einem mobilen 
Truppentheil oder zur Beſatzung eines in Dienſt geſtellten Kriegsfahr⸗ 
zeuges gehören; 

6) die Penſionen der Wittwen und Waiſen und die denſelben aus Wittwen- 
und Waiſenkaſſen zukommenden Bezüge, die ee und die 
Studienſtipendien, ſowie die Penſionen invalider Arbeiter; 


7) das Dienſteinkommen der Offiziere, Militärärzte und Deckoffiziere, der 
Beamten, der Geiſtlichen und der Lehrer an öffentlichen Unterrichts- 
anſtalten, die Penſion dieſer Perſonen nach deren Verſetzung in einſt⸗ 
weiligen oder dauernden Ruheſtand, ſowie der nach ihrem Tode den 
Hinterbliebenen zu gewährende Sterbe- oder Gnadengehalt. 


Ueberſteigen in den Fällen Nr. 6 und 7 das Dienſteinkommen, die Penſion 
oder die ſonſtigen Bezüge die Summe von fünfzehnhundert Mark für das Jahr, 
ſo iſt der dritte Theil des Mehrbetrages der Pfändung unterworfen. 

Bei der Einziehung von kurrenten öffentlichen Abgaben, von Disziplinar⸗ 
ſtrafen und von ſolchen Swangsſtrafen, welche durch die vorgeſetzte Dienſtbehörde 
feſtgeſetzt ſind, finden die Vorſchriften der Nr. 7 rückſichtlich des Dienſteinkommens 
und der Penſion der Beamten, der Geiſtlichen und der Lehrer an öffentlichen 
Unterrichtsanſtalten nicht „ a 

Die Einkünfte, welche zur Beſtreitung eines Dienſtaufwandes beſtimmt 
find, und der Servis der Offiziere, Militärärzte und Militärbeamten find weder 
der Pfändung unterworfen noch bei der Ermittelung, ob und zu welchem Betrage 
ein Dienſteinkommen der Pfändung unterliege, zu berechnen. 

Bezüglich der Zuläſſigkeit der Pfändung des Arbeits- oder Dienſtlohns 
verbleibt es bei den Beſtimmungen des Reichsgeſetzes vom 21. Juni 1869 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. 1869 S. 242 und 1871 S. 63). 


$. 52. 


Iſt eine Forderung auf Anordnung mehrerer Vollſtreckungsbehörden oder 
auf Anordnung einer Vollſtreckungsbehörde und eines Gerichts gepfändet, fo 
finden die Vorſchriften der $$. 750 bis 753 der Deutſchen Civilprozeßordnung 
entſprechende Anwendung. 1 

In Ermangelung eines nach $$. 750, 751 zuſtändigen Amtsgerichts findet 
die Hinterlegung bei der Hinterlegungsſtelle desjenigen Amtsgerichts ſtatt, in 
deſſen Bezirk die Vollſtreckungsbehörde, deren Pfändungsverfügung dem Dritt— 
ſchuldner zuerſt zugeſtellt worden, ihren Sitz hat. 


$. 53. 

Auf die Zwangsvollſtreckung in andere Vermögensrechte, welche nicht Gegen— 
ſtand der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen ſind, finden die 
vorſtehenden Been entſprechende e 5 

Iſt ein Drittſchuldner nicht vorhanden, fo iſt die Pfändung mit dem Zeit- 
as als bewirkt anzuſehen, in welchem dem Schuldner das Gebot, ſich jeder 

erfügung über das Recht zu enthalten, zugeſtellt ift. 


re — 

Die Vollſtreckungsbehörde kann bei der Er ai in Rechte, 
welche nur in Anſehung der Ausübung veräußerlich ſind, ſofern durch anderweite 
Pfändung keine Zahlung zu erlangen iſt, beſondere Anordnungen erlaſſen. Sie 
kann u bei der Swangsvol reckung in Nutzungsrechte eine Verwaltung 
anordnen. In dieſem Falle wird die Pfändung durch Uebergabe der zu benutzenden 
Sache an den Verwalter bewirkt, ſofern ſie nicht durch Zuſtellung der Pfändungs⸗ 
verfügung bereits vorher bewirkt iſt. 

Iſt die Veräußerung des Rechts ſelbſt dell fo kann auch dieſe Veräuße— 
rung unter der gleichen Voraussetzung von der Vollſtreckungsbehörde angeordnet 
werden. 

Bezüglich der Sequeſtration und Wiederverpachtung verpachteter Grundſtücke 
und Gerechtſame behält es bei den beſonderen Beſtimmungen des F. 42 der Ver: 
ordnung vom 26. Dezember 1808 (Geſetz-Samml. von 1806 bis 1810 S. 464) 
und der Allerhöchſten Order vom 31. Dezember 1825 (Geſetz-Samml. für 1826 
S. 5) ſein Bewenden. 


$. 54. 


Die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen erfolgt als gericht- III. Jwangsvoll 
liche Zwangsvollſtreckung, fie iſt unbeſchadet des Antrages auf hypothekariſche pale Bangen 
Eintragung nur zuläſſig, ſobald feſtſteht, daß durch Pfändung die Beitreibung i 

der Geldbeträge nicht erfolgen kann. 

Der Antrag auf Einleitung des Verfahrens iſt durch die Vollſtreckungs⸗ 
behörde zu ſtellen. Daſſelbe gilt für den 5 500 auf Eintragung der Forderung 
in einem Grund- oder Hypothekenbuche ($. 22 des Geſetzes vom 4. März 1879, 
Geſetz-Samml. S. 102). 

Die Vollſtreckbarkeit der Forderung und die Zuläſſigkeit der Zwangsvoll— 

8 nun der Vorſchrift des erſten Abſatzes unterliegen nicht der Beurtheilung 
des Gerichts. 

In den beſonderen Rechten der beſtehenden Kreditverbände bei der Sequeſtra⸗ 
tion und Subhaſtation der zu denſelben gehörigen oder von denſelben beliehenen 
Güter wird durch die Beſtimmungen dieſer Verordnung nichts geändert. 


F. 55. 


Soweit ein Arreſt zur Sicherung der Zwan 5 wegen einer im IV. Arreſt 
Verwaltungszwangsverfahren beizutreibenden Geld 7 8 8 zuläſſig iſt, erfolgt 
die Vollziehung deſſelben unter entſprechender Anwendung der Vorſchrlften dieſer 
Verordnung. Die Vorſchriften der Zoll⸗ und Steuergeſetze über die Beſchlag⸗ 
nahme zoll- oder ſteuerpflichtiger Gegenſtände werden hierdurch nicht berührt. 


$. 56. 
Die Koſten des Verfahrens find nach dem angehängten Tarif unter Be- V. goſten ber 
/ achtung der nachſtehenden näheren Beſtimmungen zu berechnen: f Fee 


a) Die Werthsklaſſe wird bei der Ausführung einer Verſteigerung durch 
den Erlös der verſteigerten Gegenſtände, in allen anderen Fällen durch 
(Nr. 8665.) 


3 
die Summe der von jedem einzelnen Schuldner einzuziehenden Geld- 
beträge einſchließlich der rückſtändigen Koſten beſtimmt. 

b) Bei der Pfändung körperlicher Sachen, ſowie bei deren Verſteigerung 
iſt der Anſpruch des Vollziehungsbeamten auf die Gebühren begründet, 
ſobald derſelbe die Ausführung des entſprechenden Auftrages be- 
gonnen hat. 

e) Die Gebühren des Vollziehungsbeamten müſſen, auch wenn derſelbe 
mehrere Zwangsmaßregeln in derſelben Gemeinde an demſelben Tage 
vollſtreckt hat, von jedem Schuldner beſonders entrichtet werden. 

Die Koſten für die öffentliche Bekanntmachung und für die Ver⸗ 
n ſind jedoch, wenn mehrere Maſſen zuſammengenommen wer⸗ 
en, nur einmal nach der Geſammtſumme zu entrichten und unter die 
betheiligten Schuldner nach Verhältniß des aus jeder Maſſe gewonnenen 
Erlöſes zu vertheilen. 

d) Die durch die Fwang ruft ß verurſachten baaren Auslagen find 
von dem Schuldner zu erſetzen; bei Vertheilung der Transportkoſten 
und anderer baaren Auslagen, welche mehrere Schuldner gemeinſchaftlich 
8 tragen haben, iſt auf die beſonderen Umſtände, namentlich den 

erth, den Umfang und das Gewicht der Gegenſtände, billige Rück⸗ 
ſicht zu nehmen. 

e) Neben den Gebühren findet ein Anſpruch auf Reiſe⸗ und Zehrungs⸗ 
koſten nicht ſtatt. 

) Die Gebühren der zugezogenen Sachverſtändigen werden nach den für 
gerichtliche Schätzungen vorgeſchriebenen Sätzen beſtimmt. 

g) Die Gebühren des Vollziehungsbeamten können auch anderen mit der 
Vornahme einzelner Vollſtreckungshandlungen beauftragten Beamten 
gewährt werden. 

Das Staatsminiſterium iſt ermächtigt, eine Reviſion und anderweite Feſt⸗ 

ſetzung des Tarifs vorzunehmen. 


\ . 


$. 57. 


Die Gebühren des Vollziehungsbeamten und alle anderen Koſten der 
Zwangsvollſtreckung werden von der Vollſtreckungsbehörde aus den eingegangenen 
Geldern bezahlt. 2 

Bei Unzulänglichkeit diefer Gelder werden aus denſelben zunächſt die Gebühren 
des Vollziehungsbeamten, ſodann die übrigen Koſten der Zwangsvpollſtreckung 


berichtigt. 

Soweit die Koſten aus den eingegangenen Geldern nicht gedeckt werden, 
ſind dieſelben unbeſchadet der beſtehenden anderweiten Vorſchriften von Demjenigen 
zu tragen, für deſſen Rechnung die Zwangsvollſtreckung erfolgt. 


$. 58. 


Dieſe Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungs— 
geſetz in Kraft. 


| 3 


Die zur Ausführung derſelben erforderlichen Anordnungen haben die be⸗ 
theiligten Miniſterien gemeinſchaftlich zu erlaſſen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Königsberg i. Pr., den 7. September 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 
Leonhardt. v. Bülow. Maybach. v. Puttkamer. 
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Gebühren - Tarif. 


15 bis | 150 bis] 300 bis | 1000 bis 
3 % | 15.4. | 150 4. | 300 A. | 1000 M.| 5000.#. | über 
0 n- ein⸗ ei ein⸗ ein» ein- 15000.M. 


ließlich ſchließlich ſchließlich ſchließlichſſchließlichſſchließlich 
Mark. 


bis 3 bis 


— 


Mark. Mark. Mark. Mark. Mark. Mark. 


1) ) Für jede Mahnung, welche nicht mittelſt der 
oft erfolgt iſt .... 5 0,75 0,75 
2) Für die Pfändung körperlicher Sachen, ſowie 
für die Wegnahme der vom Schuldner heraus- 
gebenden Urkunden einſchließlich der durch 
ie Pfändung und Wegnahme der Urkunden 
veranlaßten Zuſtellungen ....-nerne. 
Wenn der Schuldner die Pfändung ab- 
wendet (F. 25), wird nur die Hälfte der Ge 
bühren entrichtet. 
3) Für die öffentliche Bekanntmachung der Ver⸗ 
fteigerung durch Aushang und Ausruf 
4) Für die Verſteigerung, ſowie für den freihän⸗ 
digen Verkauf der gepfändeten Sachen einſchließ⸗ 
lich der hierdurch veranlaßten Zustellungen ... 
Wenn der Schuldner die Verſteigerung ab⸗ 
wendet (F. 33 Abſ. 3), wird nur die Hälfte 
der Gebühren entrichtet, jedoch nicht über 2,50 M. 
5) Für jede Abſchrift eines Protokolls. . 
6) Für jede im Zwangsverfahren erforderliche Zu⸗ 
ſtellung, welche nicht nach den Beſtimmungen 
unter Nr. 2 und 4 unentgeltlich zu leiſten iſt. 
Zu 1 bis 6. Die mit der Einziehung einer 
gerichtlich erkannten Geldſtrafe verbundene Bei- 
treibung der Koſten des Strafverfahrens erfolgt 
gebührenfrei. 
7) Gebühren der bei einer Pfändung zugezogenen 


5,00 6,00 


0,75 0,75 


15, | 30,00 


0,10 0,10 


2,00 2,00 


IS TITT WERRRRRRREERERTLELELSERRERRETER SAG 0,50 0,50 
8) Gebühren des Aufbewahrers von gepfändeten 
Sachen täglich . ann 
Wenn die Aufbewahrung länger als 8 Tage 
dauert, werden von dem 9. Tage an nur die 


halben Gebühren bewilligt. 


) Für Mittheilung von Gerichtskoſtenrechnungen wird die 
Gebühr nicht entrichtet. Das durch derartige Mittheilung ver⸗ 
anlaßte Porto bleibt der Staatskaſſe zur Laſt. 


1,00 1,50 


— KG 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


